Richtlinie
zur Gewährung einer Förderung für NÖ Gemeinden 
aus dem Titel „Allgemeine Bauwirtschaft“



1. Förderungsziel

Durch die Gewährung einer Förderung für NÖ Gemeinden oder NÖ Gemeindeverbände aus dem Titel der „Allgemeinen Bauwirtschaft“ soll einerseits die Umsetzung von Infrastruktur-Maßnahmen durch die NÖ Gemeinden forciert werden, andererseits soll durch die geförderten Maßnahmen der Gemeinden auch die NÖ Bauwirtschaft unterstützt werden.


2. Fördernehmer

Fördernehmer können nur NÖ Gemeinden oder NÖ Gemeindeverbände sein.


3. Gegenstand der Förderung

Gegenstand der Förderung ist die Unterstützung bei der Finanzierung der Errichtung, der Erweiterung, des Umbaus und der Sanierung von:

· Gemeindeämtern

· Sport- und Freizeiteinrichtungen

· Gemeindebüchereien und -archiven

· Feuerwehrhäusern

· Museen

· Kultur- und Veranstaltungszentren

· Mehrzweckhallen

· Öffentlichen Pflichtschulen

· Musikschulen

· Kindergärten

· Musikheimen

· Mutterberatungen

· Aufbahrungshallen

· Friedhöfen

· Bauhöfen (ohne Altstoffsammelzentren, Wasser und Kanal)

· Straßen, Straßenbeleuchtungen, Plätzen und Nebenanlagen

· Radverkehrsanlagen
Grundsätzlich nicht förderbar sind Investitionen, die über Gebührenhaushalte finanziert werden und Investitionen in Gebäude oder Gebäudeteile, die vermietet oder verpachtet werden.

Förderbar im Sinne der Richtlinie sind nur jene Kosten für kommunale Maßnahmen, die unmittelbar sachlich und zeitlich mit dem geförderten Vorhaben im Zusammenhang stehen. Indirekte Kosten sind nur dann förderbar, wenn sie zur Erreichung des Förderziels erforderlich sind.



4. Antragstellung

4.1. Ansuchen sind unter dem Titel „Förderung Allgemeine Bauwirtschaft“ beim Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung BD1-Allgemeiner Baudienst, schriftlich mittels formlosen Schreibens einzureichen.
Ansuchen können laufend gestellt werden, die Beantragung muss vor dem Baubeginn erfolgen.

Das Förderansuchen hat zu enthalten
- Angaben zum Fördernehmer (Name, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-
  Adresse, Kreditinstitut, Kontonummer)
- Beschreibung des zur Förderung eingereichten Projektes (inkl. vorhandener
  Plandarstellungen)
- Kopie des Genehmigungsbescheides, falls vorhanden
- Beschluss des Gemeinderates über das Projekt
- Nachweis über das voraussichtliche finanzielle Erfordernis des Projektes
  (allenfalls unter Beilage von Kostenvoranschlägen)
- Finanzierungsplan
- Bericht über den Investitionsnachweis
- Angaben über die Grundeigentümerin/den Grundeigentümer

4.2. Im Bedarfsfall können darüber hinaus weitere Unterlagen zur Beurteilung des
Ansuchens angefordert werden.

4.3. Der Fördernehmer hat der Abteilung BD1-Allgemeiner Baudienst alle wesentlichen Änderungen von Angaben im Förderansuchen unverzüglich schriftlich mitzuteilen.


5. Art und Ausmaß der Förderung

5.1. Die Förderung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt.

5.2. Die Höhe der Förderung richtet sich nach der Höhe der Investition, nach der finanziellen Lage der Gemeinde sowie nach den zur Verfügung stehenden Budgetmitteln im jeweiligen Voranschlag des Landes NÖ.
Die Förderung kann bis zu 20 % der Gesamtkosten des Projektes und pro Projekt bis zu € 30.000.- betragen. Pro Fördernehmer sind bis zu 2 Projekt-Ansuchen pro Jahr möglich.


6. Auszahlung der Förderung

6.1. Die Auszahlung der Förderung kann grundsätzlich, außer in begründeten Ausnahmefällen, erst nach Vorliegen des vollständigen Nachweises über die widmungsgemäße Verwendung erfolgen. Als Nachweis der widmungsgemäßen Verwendung sind vom Fördernehmer eine Fertigstellungsanzeige bzw. Durchführungsanzeige und eine Gesamtkostenaufstellung vorzulegen.

6.2. Die Auszahlbarkeit der Förderung ist mit 3 Jahren ab der Förderzusage befristet.


7. Rückforderung /Kürzung der Förderung /Einstellung der Förderung

Der Fördernehmer ist dazu verpflichtet, den Förderungsbetrag zur Gänze oder teilweise zurück zu erstatten, falls

7.1. die Förderung aufgrund wissentlich unrichtiger und/oder unvollständiger Angaben vergeben wurde;

7.2. die Förderung  gänzlich oder teilweise zweckwidrig verwendet wurde. In diesem Falle ist der gesamte Betrag sofort zur Rückzahlung fällig.

7.3. Werden die im Antrag angeführten Kosten für das gesamte geförderte Projekt unterschritten, so ist die ausgezahlte Förderung, außer in begründeten Ausnahme-
fällen, aliquot zur genehmigten Förderhöhe zu verringern.



8. Sonstige Bedingungen

8.1. Der Fördernehmer hat bei der Umsetzung des zur Förderung eingereichten Projektes alle gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten.

8.2. Die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel ist der Abteilung BD1-Allgemeiner Baudienst nachzuweisen.

8.3. Bei mehrjährigen Projekten soll die Auszahlung der Förderung nach Bau-
Abschnitten entsprechend dem Baufortschritt erfolgen.

8.4. Weitere Förderungen, um die für das gegenständliche Projekt angesucht wird bzw. die erhalten wurden, sind unter Angabe der jeweiligen Förderstelle bekannt zu geben.

8.5. Der Fördernehmer verpflichtet sich, eine Überprüfung aller notwendigen Unterlagen (Rechnungsunterlagen, Gesamtkosten-Abrechnung, Bestätigung über die erfolgte Durchführung des Projektes) sowie eine Besichtigung des fertiggestellten Projektes an Ort und Stelle zu ermöglichen.

8.6. Der Fördernehmer verpflichtet sich, den Organen des Landes NÖ und des NÖ
Landesrechnungshofes in sämtliche das Fördervorhaben betreffenden Unterlagen Einsichtnahme zu gewähren, sämtliche verlangte Auskünfte zu erteilen. 


8.7. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Beihilfen besteht nicht. Durch die Entgegennahme und Bearbeitung des Förderansuchens erwachsen dem Land NÖ keine wie immer gearteten Verpflichtungen.

8.8. Der Fördernehmer verpflichtet sich, die in dieser Richtlinie enthaltenen Bestimmungen vollinhaltlich anzuerkennen. Sofern in dieser Richtlinie nicht anders bestimmt, sind die Bestimmungen der „Allgemeinen Richtlinie für Förderungen 
des Landes Niederösterreich“ (https://www.noe.gv.at/noe/AllgemeineFoerderrichtlinie.html) vollinhaltlich und verbindlich anzuerkennen.



9. Datenschutz


Der Fördernehmer nimmt zur Kenntnis, dass
- die bekanntgegebenen Daten elektronisch verarbeitet werden und durch diese
  zulässige Verarbeitung schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen im Sinne der 
  datenschutzrechtlichen Bestimmungen nicht verletzt werden;
- Daten vom Förderungsgeber zur Erfüllung von in Rechtsvorschriften vorgesehenen
  Berichts-, Übermittlungs- und Meldepflichten im notwendigen Ausmaß nach
  Maßgabe der den Förderungsgeber treffenden Verpflichtungen an die jeweiligen
  Stellen übermittelt werden;
- der Fördernehmer, das geförderte Projekt, die Art, der Zweck und die Höhe 
  der Förderung in vom Land NÖ erstellten Förderberichten veröffentlicht werden 
  können und stimmt einer Verwendung ihrer Daten durch das Land NÖ gemäß den 
  datenschutzrechtlichen Bestimmungen ausdrücklich zu.


10. Inkrafttreten


Die NÖ Landesregierung hat diese Richtlinie am 19.Dezember 2023 auf Grundlage des NÖ Gemeinde-Zweckzuschussgesetzes (NÖ G-ZG) mit Inkrafttreten am 1.Jänner 2024 beschlossen.
